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16. Wahlperiode 11. 01. 2007

Gesetzentwurf
des Bundesrates

Entwurf eines Gesetzes zur Anderung des Wohngeldgesetzes
und des Zwolften Buches Sozialgesetzbuch

A. Problem und Ziel

An den Kosten der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung betei-
ligt sich der Bund jdhrlich mit einem Festbetrag in Héhe von 409 Mio. Euro
(§ 34 Abs. 2 des Wohngeldgesetzes — WoGG). Die Erstattungsmittel des Bundes
werden auf die Lander entsprechend ihrem Anteil an den bundesweiten Aufwen-
dungen fiir das Wohngeld im Jahr 2002 verteilt. Die Lander leiten den jeweiligen
Erstattungsbetrag an die Trager der Grundsicherungsleistungen — die Kommu-
nen — weiter. Der Festbetrag soll die Mehrausgaben ausgleichen, die den Kom-
munen auf Grund des grundsétzlichen Verzichts auf die Heranziehung unter-
haltspflichtiger Kinder und Eltern, durch Gutachterkosten gegeniiber den
Rentenversicherungstrigern und wegen des Aufwands fiir statistische Erfassun-
gen nach dem Zwdolften Buch Sozialgesetzbuch (SGB XII) entstanden sind und
entstehen. Weitere den Kommunen in erheblichem Umfang entstehende Kosten,
etwa auf Grund vermehrter Antragstellung wegen des weitgehenden Verzichts
auf den Unterhaltsriickgriff, sollten nach dem Willen des Bundesgesetzgebers
nicht ausgeglichen werden.

Der Festbetrag sollte auf Grund von § 34 Abs.2 WoGG erstmals zum
31. Dezember 2004 iiberpriift und ggf. — sofern die Mehrausgaben fiir die ge-
nannten Kostenpositionen die Hohe des am Stichtag geltenden Festbetrags um
mehr als 10 Prozent tibersteigen oder unterschreiten — angepasst werden. Diese
Uberpriifung hat auf Grund einer fehlenden verldsslichen Datengrundlage bis-
lang nicht stattgefunden. Da die vom Bund zu erstattenden Mehrkosten wegen
der Nichtheranziehung unterhaltspflichtiger Kinder und Eltern weder erhoben
noch nachgewiesen und somit auch nicht quantifiziert werden kdnnen, ist die
Revision mit kaum zu 16senden Problemen behaftet. Sie kdnnte letztlich nur an-
hand von angreifbaren Schitzungen vollzogen werden.

Dartiiber hinaus zeigen die mittlerweile vorliegenden statistischen Daten iiber die
Ausgaben der Grundsicherungsleistungen im Alter und bei Erwerbsminderung,
dass der im Wohngeldgesetz getroffene Verteilungsschliissel nicht den tatsich-
lichen Anteil der Léander an den bundesweiten Ausgaben fiir die Leistungen der
Grundsicherung erfasst. Die aufgetretenen Disparitdten sind so gravierend, dass
der derzeitige Verteilungsmodus unter Gerechtigkeitsgesichtspunkten unver-
zliglich gedndert werden muss.
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B. Losung

§ 34 Abs. 2 WoGG wird gestrichen und stattdessen eine Erstattungsregelung im
SGB XII eingefiihrt. Die Erstattungsquote des Bundes wird in Héhe von 20 Pro-
zent der reinen Ausgaben aller Lander fiir Leistungen der Grundsicherung im
Alter und bei Erwerbsminderung festgeschrieben. Auf ein schwieriges und ver-
waltungsaufwéndiges Revisionsverfahren kann damit kiinftig verzichtet wer-
den.

Die Beteiligung des Bundes an den Ausgaben der Grundsicherung im Alter und
bei Erwerbsminderung ist von Artikel 104a Abs. 3 des Grundgesetzes gedeckt.
Zwar werden die Leistungen der Sozialhilfe als Dienstleistung, Geldleistung
oder Sachleistung erbracht. Jedoch handelt es sich bei den Leistungen der
Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung um reine Geldleistun-
gen, die von den sonstigen Leistungen der Sozialhilfe klar abgrenzbar sind.
Artikel 104a Abs. 3 des Grundgesetzes steht somit einer Beteiligung des Bun-
des an diesen Ausgaben nicht entgegen.

C. Alternativen
Keine

D. Finanzielle Auswirkungen auf die 6ffentlichen Haushalte

Bei Zugrundelegung der Grundsicherungsausgaben 2004 von rund 2,1 Mrd. Euro
(= reine Ausgaben) entspricht die derzeitige Bundesbeteiligung von 409 Mio.
Euro der Hohe der Erstattungsleistungen von 19,54 Prozent. Im Interesse einer
einfacheren Handhabung wurde dieser Prozentanteil auf 20 Prozent aufgerun-
det. Fiir das Jahr 2005 liegen die statistischen Zahlen fiir die Belastung aller Lén-
der, aus der sich dann die prozentuale Beteiligung des Bundes ergibt, noch nicht
vor. Je nach Entwicklung der Grundsicherungsausgaben ergeben sich kiinftig fiir
den Bund Mehr- oder Minderausgaben.

Die Kommunen als Trager der Grundsicherungsleistungen werden in ihrer
Gesamtheit in Hohe der Bundesbeteiligung entlastet. Durch die Anderung des
Verteilungsschliissels wird sich fiir einen Teil der Kommunen im Vergleich zur
derzeitigen Regelung eine hohere Entlastung ergeben. Diejenigen Kommunen,
die durch den derzeitigen Verteilungsschliissel begiinstigt sind, werden Minder-
einnahmen zu verbuchen haben.

E. Sonstige Kosten
Keine

F. Gleichstellungspolitische Bedeutung
Keine
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BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND Berlm’ /(O : Januar 2007

DIE BUNDESKANZLERIN

An den

Prasidenten des
Deutschen Bundestages
Herrn Dr. Norbert Lammert
Platz der Republik 1

11011 Berlin

Sehr geehrter Herr Prasident,

hiermit ibersende ich gemaR Artikel 76 Absatz 3 des Grundgesetzes den vom
Bundesrat in seiner 828. Sitzung am 24. November 2006 beschlossenen

Entwurf eines Gesetzes zur Anderung des Wohngeldgesetzes
und des Zwolften Buches Sozialgesetzbuch

mit Begriindung und Vorblatt (Anlage 1).
Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizufihren.
Federfuhrend ist das Bundesministerium fir Arbeit und Soziales.

Die Auffassung der Bundesregierung zu dem Gesetzentwurf ist in der als Anlage 2
beigefiigten Stellungnahme dargelegt.

Mit freundlichen Grien

(e Lk
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Anlage 1

Entwurf eines Gesetzes zur Anderung des Wohngeldgesetzes und des Zwélften

Buches Sozialgesetzbuch

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das
folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1
Anderung des Wohngeldgesetzes

§ 34 des Wohngeldgesetzes in der Fassung der Bekannt-
machung vom 7. Juli 2005 (BGBI. I S. 2029), das zuletzt
durch ... gedndert worden ist, wird wie folgt gedndert:

1. Die Absatzbezeichnung ,,(1)* wird gestrichen.
2. Absatz 2 wird aufgehoben.

Artikel 2
Anderung des Zwélften Buches Sozialgesetzbuch

Nach § 46 des Zwolften Buches Sozialgesetzbuch — Sozi-
alhilfe — (Artikel 1 des Gesetzes vom 27. Dezember 2003,
BGBI. I S. 3022, 3023), das zuletzt durch ... geédndert wor-
den ist, wird folgender § 46a eingefiigt:

»$ 46a
Beteiligung des Bundes

Der Bund beteiligt sich zweckgebunden an den Leistun-
gen der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminde-
rung, um diejenigen Mehrausgaben auszugleichen, die den
Tragern der Sozialhilfe unmittelbar auf Grund der gegentiber
der Hilfe zum Lebensunterhalt besonderen Regelungen der
Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung entste-
hen. Der Bund trégt jeweils 20 Prozent der reinen Ausgaben
in den Landern fiir Leistungen der Grundsicherung im Alter
und bei Erwerbsminderung. Das Verfahren zur Auszahlung
der Bundesmittel wird durch Rechtsverordnung des Bundes-
ministeriums fiir Arbeit und Soziales im Einvernehmen mit
dem Bundesministerium der Finanzen und dem Bundes-
ministerium des Innern sowie mit Zustimmung des Bundes-
rates geregelt.”

Artikel 3
Inkrafttreten
Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2007 in Kraft.



Drucksache 16/4019

Deutscher Bundestag — 16. Wahlperiode

Begriundung

A. Allgemeiner Teil

1. Durch die Einfithrung des Gesetzes iiber eine bedarfsori-

entierte Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminde-
rung zum 1. Januar 2003, dessen Regelungen mit dem
Gesetz zur Einordnung des Sozialhilferechts in das
SGB XII uberfiihrt wurden, sollte eine erleichterte In-
anspruchnahme von Hilfe zum Lebensunterhalt ermog-
licht werden, um Altersarmut und verschimte Armut zu
vermeiden. Hierfiir wurde insbesondere der grundsétz-
liche Verzicht auf den Riickgriff gegeniiber Kindern und
Eltern, die zu Unterhaltszahlungen an die Leistungs-
berechtigten verpflichtet sind, eingefiihrt. Im Rahmen
des § 34 Abs. 2 WoGG wurde der Bund verpflichtet, den
Léndern diejenigen Mehrausgaben auszugleichen, die
den Trdgern der Sozialhilfe wegen der Nichtheranzie-
hung unterhaltspflichtiger Kinder und Eltern, wegen der
Zahlungspflichten gegeniiber den Rentenversicherungs-
trigern sowie wegen statistischer Erfassungen nach dem
SGB XII entstehen. Da die Hohe der Mehrausgaben in
den Léandern nicht bereits vor dem Inkrafttreten des
Grundsicherungsgesetzes erfasst werden konnte wurde
festgelegt, dass die Bundeserstattung auf die Lander ent-
sprechend ihren Aufwendungen fiir das Wohngeld im
Jahr 2002 aufgeteilt werden soll; gleichzeitig wurde die
Hohe der Bundesbeteiligung auf 409 Mio. Euro festge-
setzt. Um auf mogliche Anderungen der Mehrausgaben
in der Zukunft reagieren zu konnen, wurde ein Revisions-
verfahren zur Uberpriifung und ggf. Anpassung des Er-
stattungsbetrages eingefiihrt.

Mittlerweile hat sich allerdings herausgestellt, dass das
Revisionsverfahren, so wie in § 34 WoGG vorgesehen, in
der Praxis nicht durchfiihrbar ist. Die vom Bund zu er-
stattenden Mehrkosten wegen der Nichtheranziehung un-
terhaltspflichtiger Kinder und Eltern kénnen weder quan-
tifiziert noch nachgewiesen werden.

Dariiber hinaus zeigen die mittlerweile vorliegenden
statistischen Daten tiber die Ausgaben der Grundsiche-
rungsleistungen im Alter und bei Erwerbsminderung, dass
der im Wohngeldgesetz getroffene Verteilungsschliissel
nicht den tatséchlichen Anteil der Lénder an den bundes-
weiten Ausgaben fiir die Leistungen der Grundsicherung
erfasst. Dieser Verteilungsschliissel wurde mangels ver-
lasslicher Parameter seinerzeit gewéhlt, um iiberhaupt
Regeln fiir die Verteilung der Bundesmittel aufstellen zu
konnen. Entsprechende Parameter sind nunmehr jedoch
vorhanden; anhand der statistischen Unterlagen kénnen
die Anteile der Lander an den Gesamtausgaben fiir die
Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung veri-
fiziert werden. Damit ist es moglich, einen Verteilungs-
modus festzuschreiben, der den tatséchlichen Gegeben-
heiten und dem Gerechtigkeitsempfinden entspricht: jedes
Land soll im Verhiltnis seiner eigenen Belastung an der
Gesamtbelastung aller Lander an den Bundesmitteln parti-
zipieren. Dies ist der einzige MaBstab, der den Interessen
aller Lénder gerecht wird.

Insoweit ist auch dringender Handlungsbedarf gegeben.
Der Verteilungsmalistab nach Wohngeldrecht fiihrt zu

Ergebnissen, die unter objektiver Betrachtungsweise
nicht mehr akzeptabel sind. Ein Verteilungsschliissel, der
dazu fiihrt, dass im Jahr 2004 ein Land mit 10,09 Prozent
am Festbetrag des Bundes partizipiert, obwohl sich fiir
dieses Land — gemessen an seiner Ausgabenbelastung —
nur ein Anteil von 5,8 Prozent errechnen wiirde, ist un-
tauglich, wenn mittlerweile ein belastungsgerechter Ver-
teilungsschliissel moglich ist. Andererseits kann es einem
Land, dem nach aktuellem Recht ein Anteil von 8,2 Pro-
zent zusteht, nicht zugemutet werden, sich mit diesem
Anteil zu begniigen, wenn sich bei einer Verteilung nach
tatsdchlicher Belastung ein Anteil von 13,7 Prozent
errechnet (in absoluten Zahlen bedeutet dieses Beispiel
eine Differenz von iiber 20 Mio. Euro).

Der Gesetzentwurf verkennt nicht, dass die Neuregelung
fir einige Léander eine ,,Verschlechterung® bedeutet.
Hatten beim Inkrafttreten des Grundsicherungsgesetzes
allerdings schon valide Zahlen vorgelegen, so wire be-
reits damals ein Verteilungsmodus entsprechend der je-
weiligen Belastung des Landes festgeschrieben worden.
Im Ergebnis bedeutet dies, dass die Lander, die kiinftig
mit einem geringeren Anteil an der Bundeserstattung be-
teiligt werden, letztlich keinen ,,Verlust* erleiden; es ist
vielmehr festzuhalten, dass sie in den Jahren 2003 bis
2006 einen zwar auf dem Gesetz beruhenden, sachlich
aber nicht begriindbaren Vorteil erlangt haben.

Dieser Vorteil bleibt ihnen auch erhalten, da der Gesetz-
entwurf nur auf Anderungen in der Zukunft abzielt. Die
bisher vorgenommenen Bundeserstattungen und Vertei-
lungen bis einschlieBlich 2006 werden durch die vorgese-
henen Anderungen nicht beriihrt.

Die bestehenden Probleme sind 16sbar, wenn § 34 Abs. 2
WoGG gestrichen und stattdessen eine sachgerechte und
verwaltungsfreundliche Erstattungsregelung im SGB XII
eingefiihrt wird. Die Diskrepanz beim Verteilungsschliis-
sel wird beseitigt. Die Erstattungsquote wird in Héhe von
20 Prozent der reinen Ausgaben fiir Leistungen der
Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung
festgeschrieben. Ein schwieriges, verwaltungsaufwéndi-
ges und streitbelastetes Revisionsverfahren findet kiinftig
nicht mehr statt.

. Verfassungsrechtliche Bedenken gegen die vorgeschla-

gene Beteiligung des Bundes an den Ausgaben der
Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung
bestehen nicht. Artikel 104a Abs. 3 des Grundgesetzes
erlaubt eine finanzielle Beteiligung des Bundes an Bun-
desgesetzen, die Geldleistungen gewdhren und von den
Léandern ausgefiihrt werden. Auch wenn im Rahmen der
Sozialhilfe neben Geldleistungen auch Sach- und Dienst-
leistungen gewéhrt werden, so handelt es sich bei den
Leistungen der Grundsicherung im Alter und bei Er-
werbsminderung um reine Geldleistungen, die von den
Sachleistungen der Sozialhilfe wie beispielsweise der
Hilfe zur Gesundheit eindeutig und klar abtrennbar sind.
An den entstehenden Verwaltungskosten (z. B. Kosten
fir Gutachten der Rentenversicherungstriager) wird der
Bund nicht beteiligt.
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Eine neue Mischfinanzierung wird nicht eingefiihrt, son-
dern lediglich eine bestehende Mischfinanzierung mit
dem Ziel einer gerechten Verteilung der Bundesmittel
umgestaltet.

B. Besonderer Teil

Zu Artikel 1 (Anderung des WoGG)

Die in § 34 Abs. 2 WoGG vorgesehene Revision hat sich als
hochst problembelastet und letztlich nicht vollziehbar
herausgestellt; insbesondere konnen die mit dem Unterhalts-
verzicht gegeniiber Kindern und Eltern verbundenen Mehr-
ausgaben nicht beziffert werden. Zudem ist der gewdhlte
Verteilungsschliissel nicht sachgerecht, da dieser nicht mit
dem tatsdchlichen Anteil der Lander an den bundesweiten
Ausgaben fiir die Leistungen der Grundsicherung im Alter
und bei Erwerbsminderung korrespondiert. Da fiir die Ver-
teilung der Bundesmittel kiinftig der tatsdchliche Anteil
eines Landes an den bundesweiten Grundsicherungsaus-
gaben mafigeblich ist, fehlt der Ankniipfungspunkt zum
Wohngeldgesetz. § 34 Abs. 2 WoGG ist aufzuheben.

Zu Artikel 2 (Anderung des SGB XII)

Mit Artikel 2 wird eine sachgerechte und verwaltungs-
freundliche Erstattungsregelung in das SGB XII eingefiihrt.
Der Bund beteiligt sich kiinftig mit 20 Prozent an den reinen
Ausgaben fiir die Leistungen der Grundsicherung im Alter
und bei Erwerbsminderung. Ein Revisionsverfahren wird

kiinftig nicht mehr benétigt, da mit der prozentualen Beteili-
gung des Bundes an den Grundsicherungsausgaben sicher-
gestellt ist, dass sich in der Zukunft mdgliche Kostensteige-
rungen oder Kostensenkungen auch auf den Anteil des
Bundes auswirken.

Die Festschreibung eines Bundesanteils von 20 Prozent der
reinen Ausgaben entspricht — ausgehend von den Verhiltnis-
sen 2004 — im Wesentlichen der bisherigen Bundesbetei-
ligung durch den Festbetrag. Setzt man den bisherigen
Festbetrag zu den Ausgaben der Grundsicherungstriger im
Jahr 2004 in Relation, so ergibt sich, dass der Festbetrag
19,54 Prozent der reinen Ausgaben abdeckte. Dieser Betrag
wurde im Interesse einer einfacheren Handhabung auf
20 Prozent aufgerundet. Auf Basis der Verhiltnisse fiir 2004
entstinde dem Bund dadurch eine Mehrbelastung von
11,23 Mio. Euro. Sie ist angesichts der gravierenden Mehr-
belastungen, die den Kommunen durch die Grundsicherung
im Alter und bei Erwerbsminderung entstanden sind, ge-
rechtfertigt.

Das Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales wird er-
méchtigt, im Einvernehmen mit den Bundesministerien der
Finanzen und des Innern, das Nidhere iiber die Auszahlungs-
modalitdten der Bundesbeteiligung in einer Rechtsverord-
nung mit Zustimmung des Bundesrates zu regeln.

Zu Artikel 3 (Inkrafttreten)

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. In die
Vergangenheit zuriickreichende Anderungen sind nicht be-
absichtigt.
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Anlage 2

Stellungnahme der Bundesregierung

Seit Einfithrung der Grundsicherung im Alter und bei
Erwerbsminderung im Jahr 2003 zahlt der Bund nach § 34
Abs. 2 des Wohngeldgesetzes den Landern einen Festbetrag
in Héhe von jéhrlich 409 Mio. Euro. Diese Festbetragserstat-
tung wurde eingefiihrt, um den Léndern einen Ausgleich fiir
grundsicherungsbedingte Mehrkosten zu gewdhren. Das am
1. Januar 2003 in Kraft getretene Gesetz iiber eine bedarfs-
orientierte Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminde-
rung (Grundsicherungsgesetz) tibernahm das Recht der Hilfe
zum Lebensunterhalt nach dem damals geltenden Bundes-
sozialhilfegesetz (BSHG), allerdings wurde in drei Kernele-
menten davon abgewichen. Die auf diese drei Abweichun-
gen zuriickzufiihrenden Kosten der Grundsicherung stellen
grundsicherungsbedingte Mehrkosten dar.

Da vor Inkrafttreten des Grundsicherungsgesetzes keine sta-
tistischen Informationen iiber die Hohe grundsicherungsbe-
dingter Mehrkosten vorlagen, wurde der Festbetrag auf Ba-
sis einer sehr grofziigigen Kostenschiatzung festgesetzt.
Deshalb sieht § 34 Abs. 2 WoGG vor, dass der Festbetrag
erstmals zum 31. Dezember 2004 zu {iberpriifen ist. Ergibt
sich aus dem Uberpriifungsergebnis eine Abweichung von
mehr als 10 Prozent vom geltenden Festbetrag, so ist dieser
entsprechend anzupassen. Fiir die Abgrenzung der Hohe
grundsicherungsbedingter Mehrkosten im Jahr 2004 sind
insbesondere die Ergebnisse der Grundsicherungsstatistik
2004 heranzuziehen.

Im Gesetzentwurf des Bundesrates wird unterstellt, dass die-
se Uberpriifung nicht durchfiihrbar ist. Deshalb sieht der Ge-
setzentwurf vor, auf Uberpriifungen der Héhe grundsiche-
rungsbedingter Mehrkosten generell zu verzichten. Die mit
der Notwendigkeit einer regelméBigen Uberpriifung verbun-
dene Erstattung eines Festbetrages soll deshalb durch die
Einfithrung eines dauerhaft konstanten Anteils des Bundes
an den Nettokosten der Grundsicherung im Alter und bei Er-
werbsminderung ersetzt werden. Zur Ermittlung des vom
Bund zu iibernehmenden Prozentsatzes (Beteiligungsquote)
sicht der Gesetzentwurf vor, den bisherigen Festbetrag in
einen Prozentsatz der Nettokosten der Grundsicherung im
Alter und bei Erwerbsminderung im Jahr 2004 umzurech-
nen. Es ergibt sich ein vom Bund zu iibernechmender Anteil
von 20 Prozent.

Damit wiirde der Gesetzentwurf nicht nur mittel- und lang-
fristig, sondern bereits kurzfristig zu einem erheblichen
Anstieg der Ausgleichszahlungen des Bundes fiir grund-
sicherungsbedingte Mehrkosten fiihren. Fiir diese Kosten-
verlagerung auf den Bund gibt es keine Begriindung. Des-
halb ist der Gesetzentwurf abzulehnen.

Die Hohe einer quotenméfigen Beteiligung des Bundes an
den Kosten der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbs-
minderung kann nur auf Basis einer Uberpriifung festgesetzt
und begriindet werden. Eine solche Uberpriifung ist mog-
lich. Deshalb kann der geltende Festbetrag in Hohe von
409 Mio. Euro nicht ohne weitere Uberpriifung in eine
Beteiligungsquote des Bundes umgerechnet werden. Dies

wird schon daraus ersichtlich, dass der Bund nach dem Ge-
setzentwurf des Bundesrates dauerhaft auch zwei Kosten-
bestandteile ibernehmen wiirde, fiir die es keine Begriin-
dung einer Zahlung durch den Bund gibt.

Einer dieser beiden Kostenbestandteile entfallt auf die bishe-
rigen einmaligen Leistungen. Die im heutigen Festbetrag
hierfiir enthaltenen Kosten belaufen sich nach der vom
Statistischen Bundesamt durchgefiihrten Grundsicherungs-
statistik im Jahr 2004 auf 61 Mio. Euro. Einmalige Leis-
tungen stellten jedoch nur nach dem bis Jahresende 2004
geltenden Recht grundsicherungsbedingte Mehrkosten dar.
Grundsicherungsberechtigte erhielten in den Jahren 2003
und 2004 nach dem Grundsicherungsgesetz zusétzlich zu
dem aus der Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem BSHG
iibernommenen Regelsatz eine Pauschale zur Abgeltung von
einmaligen Leistungen. Im Bedarfsfall konnten sie ergéin-
zend zur Pauschale einen Anspruch auf einmalige Leistun-
gen der Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem BSHG geltend
machen. Die nach BSHG entstehenden Kosten fiir einmalige
Leistungen waren deshalb grundsicherungsbedingte Mehr-
kosten. Im Rahmen der Reform des Sozialhilferechts durch
das am 1. Januar 2005 in Kraft getretene Zwolfte Buch So-
zialgesetzbuch (SGB XII) wurde das Recht der Grundsiche-
rung als Viertes Kapitel in das SGB XII integriert. Das neue
Regelsatzsystem der Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem
Dritten Kapitel SGB XII, das einmalige Leistungen pauscha-
lierend in den Regelsatz einbezieht, gilt seit 1. Januar 2005
auch fiir die Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsmin-
derung. Dies hat erstens zur Folge, dass es nur noch drei als
einmalige Bedarfe bezeichnete einmalige Leistungen gibt,
und zweitens, dass es zwischen der Grundsicherung im Alter
und bei Erwerbsminderung sowie der Hilfe zum Lebensun-
terhalt keine Unterschiede mehr beim Anspruch auf einmali-
ge Bedarfe gibt. Folglich kdnnen Grundsicherungsbezieher
auch keine zusétzlichen einmaligen Leistungen aus der Hilfe
zum Lebensunterhalt mehr erhalten. Grundsicherungs-
bedingte Mehrkosten fiir einmalige Leistungen, die einen
finanziellen Ausgleich durch den Bund rechtfertigen konn-
ten, gibt es seit Inkrafttreten des SGB XII nicht mehr.

Der zweite Kostenbestandteil entfdllt auf die Erhéhung der
Grundsicherungskosten wegen der zum 1. Januar 2005 in
Kraft getretenen Wohngeldreform. Der finanzielle Aus-
gleich fiir erhohte Unterkunftskosten der Kommunen, weil
fiir Transferleistungsbezieher kein Wohngeld mehr gezahlt
wird, erfolgt ausschlielich im Rahmen des vom Bund zu
iibernehmenden Anteils an den Unterkunftskosten nach § 46
des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch. Nach dem Gesetzent-
wurf des Bundesrates wiirden die als Folge der Wohngeld-
reform erhohten Unterkunftskosten der Kommunen fiir Leis-
tungsberechtigte in der Grundsicherung im Alter und bei
Erwerbsminderung zusitzlich auch in der Beteiligung des
Bundes an den Nettokosten der Grundsicherung im Alter
und bei Erwerbsminderung in Héhe der Beteiligungsquote
beriicksichtigt. Im Ergebnis wiirde es zu einer Doppelzah-
lung des Bundes kommen.
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Zusitzlich zur Hohe stellt sich auch die Frage nach der recht-
lichen Ausgestaltung einer anteiligen Kostentragung des
Bundes im Hinblick auf die Kosten der Grundsicherung im
Alter und bei Erwerbsminderung. Ob und wie eine solche
Beteiligung umgesetzt werden kann, bedarf noch einer aus-
fithrlichen Priifung.









Gesamtherstellung: H. Heenemann GmbH & Co., Buch- und Offsetdruckerei, Bessemerstrafie 83-91, 12103 Berlin
Vertrieb: Bundesanzeiger Verlagsgesellschaft mbH, Amsterdamer Str. 192, 50735 Kdoln, Telefon (02 21) 97 66 83 40, Telefax (02 21) 97 66 83 44
ISSN 0722-8333



	Gesetzentwurf
	Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Wohngeldgesetzes und des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch


